Auch Dagmersellen, Uffikon und Buchs prüfen eine Fusion

Wir möchten keine Leerläufe produzieren

In Dagmersellen, Uffikon und Buchs ist der Vorvertrag zum Fusionsprojekt bereits unterzeichnet, die Projektorganisation steht und die Fachgruppen haben ihre Arbeit aufgenommen. Im November 2004 werden die Stimmberechtigten über die Vorlage abstimmen. Die Gemeindepräsidenten der drei beteiligten Gemeinden sagen, weshalb die Fusionsperspektive mehr ist als blosse Absichtserklärung.

Im Moment erarbeiten Arbeitsgruppen die Grundlagen, damit ein Entscheid für oder gegen eine Fusion gefällt werden kann. Wie geschieht diese Arbeit?

Josef Wanner, Gemeindepräsident von Buchs: In zehn Teilprojekten wird der Ist-Zustand aufgenommen. Ende Februar werden erste Resultate als Grundlage vorliegen, über die dann diskutiert werden kann.

Hans Fellmann, Gemeindepräsident von Uffikon: Dazu muss man wissen, dass die Vorwärtsstrategie, die die drei Gemeinderäte an den Tag legen, den Zusammenschluss zum Ziel haben, immer vorausgesetzt, er ist finanziell machbar.

Demnach steht die finanzielle Frage im Zentrum?

Alois Renggli, Gemeindepräsident von Dagmersellen: Bei uns sicher, denn hier darf eine Fusion zu keinen finanziellen Nachteilen oder zu einer Steuererhöhung führen. Die gestellte Frage hat verschiedene Aspekte. So ist beispielsweise die Solidarität ein wichtiger Teil. Wir machen schon heute sehr viel zusammen, über die Gemeindegrenzen hinaus bestehen viele Berührungspunkte: Schulkreis, Feuerwehr, Zivilschutz usw. Ein anderer Ansatz sind die Vorteile bei der Raumplanung.

J.W: Die Finanzen sind auch für Buchs ausschlaggebend. Sie sind ein Grund, weshalb das Projekt überhaupt in Angriff genommen wurde. Wir geraten durch den neuen Finanzausgleich des Kantons in arge Bedrängnis, wir haben Handlungsbedarf.

HF: Für uns Uffiker sieht die finanzielle Situation etwas besser aus. Ich bin ja noch nicht sehr lange im Gemeinderat, allein in dieser Zeit aber habe ist die Belastung für den Gemeinderat ständig gestiegen. Nebst dem Finanzausgleich, der die Gemeinden drückt bringt die neue Organisation der Aufgabenteilung zusätzliche Arbeit. In dieser Situation ist es wichtig, dass alle Varianten geprüft werden. Wir möchten uns nicht den Vorwurf machen lassen, wir hätten nicht rechtzeitig reagiert.

Erst noch war in den Medien zu lesen, eine Fusion im Hürntal komme nicht in Frage.

JW: Wir haben den Prozess der Gemeindereform seit den Anfängen verfolgt und sind vor drei Jahren zum Schluss gekommen, dass der Zeitpunkt für eine Fusion nicht gegeben sei. Wir sind dabei pragmatisch vorgegangen und haben verfolgt, wie sich das Ganze entwickelt. Dann kam der neue Finanzausgleich und wir mussten sehen, wie die finanzielle Zukunft aussieht. Diese Erkenntnis war ausschlaggebend für die Prüfung der Fusion. Auf der anderen Seite steht die gesetzte Frist des Kantons für Fusionen bis 2008.

Was ändert denn konkret für die kleinen Gemeinden durch den Finanzausgleich?

JW: In Buchs haben ein Defizit von Fr. 130 000.- budgetiert. Um die Rechnung auszugleichen, müssten wir im nächsten Jahr unsere Steuern bis zu 5 Zehnteln erhöhen. Gut, mit Schwankungen ist zu rechnen, doch der Finanzplan zeigt auf, dass wir auf Jahre hinaus mit einer Steuererhöhung rechnen müssen. Mit 400 Einwohnern gelangt eine Gemeinde schnell an den Anschlag. Der Gemeinderat arbeitet insgesamt mit 45 Stellen-Prozent. Mit der Zunahme der Aufgaben müsst das Pensum erhöht werden oder dann wäre die Verwaltung zu stärken und das bedeutet zusätzliche Ausgaben.

HF: Uffikon sollte den Steuerfuss in den nächsten Jahren nicht erhöhen müssen, es sind aber keine grossen Sprünge möglich. Fallen grössere Investitionen an, sieht es bereits wieder ganz anders aus. Die Perspektive, den Steuerfuss auf Jahre hinaus 

nicht senken zu können, ist nicht befriedigend.

Warum hat sich Dagmersellen auf diesen Prozess eingelassen?

AR: Wir sind seit Jahren im Gespräch mit unseren Nachbargemeinden. Noch 1999 waren wir überzeugt, dass wir für den Erhalt der kleinen Einheiten kämpfen möchten. Wir meinten, die Eigenständigkeit einer Gemeinde sei nicht von der Grösse abhängig, sondern von ihrer Effizienz oder der Organisation. Vor genau einem Jahr haben wir die Anfrage erhalten, ob wir bereit sind, mit Uffikon und Buchs zusammen die Fusion zu prüfen. An einer Klausurtagung hat sich der Gemeinderat von Dagmersellen intensiv mit der Frage auseinander gesetzt. Wir kamen zum Schluss, dass wir diese Diskussion führen wollen. Wir wollen auch erfahren, was der Kanton zu dieser Fusion beiträgt.

Wo liegen die Chancen und die Risiken bei einer Fusion Ihrer Gemeinden?

HF: Längerfristig geht es bei uns darum, als Gemeinde zu überleben. Unsere Chance ist es, dass wir in unserer Nachbarschaft einen starken Partner haben. Wenn wir diese Diskussion jetzt nicht führen, werden wir in einigen Jahren sicher mit dem Vorwurf konfrontiert, unsere Verantwortung als Gemeinderat nicht wahrgenommen zu haben. Aber alles hängt davon ab, ob uns der Kanton entschuldet, denn sonst läge die Last bei Dagmersellen und das kann nicht sein. Das ist die Unsicherheit im Moment und hier müssen Abklärungen stattfinden.

JW: Wir haben die Chance, jene Energie, die wir heute im Kampf um Steuern, Steuererhöhungen und Absprachen unter den Gemeinden verbrauchen, in Zukunft produktiver einzusetzen. Die Bautätigkeit wird sich entwickeln; es gibt Bauzonen, aus denen etwas entstehen kann. Wenn wir stärker werden wollen, dann ist qualitatives Wachstum wichtig.

Und die Risiken?

JW: Ich spüre, dass ein Teil der Bevölkerung befürchtet, ein politischer Zusammenschluss müsse immer auch ein kultureller Zusammenschluss sein. Doch die kulturelle Identität der Dörfer, die sehr wichtig ist, ist von einer Fusion nicht betroffen. 

AR. Bei uns liegen die Risiken anderswo. Es stellt sich die Frage, ob der Kanton die nötigen Gelder für die Entschuldung der beiden Gemeinden bereitstellt und die entsprechende Besitzstandsgarantie abgibt. Hier sprechen wir von Millionen von Franken. Bis heute habe ich ein einziges kritisches Telefon erhalten. Dabei ging es um Zahlen und harte Fakten. Die Finanzen sind zwar wichtig und die wollen gut abgeklärt sein, doch es gibt auch andere Werte: zum Beispiel die Raumplanung. Zusammen werden wir rein von der Fläche her eine grosse und bedeutende Gemeinde sein und damit erhalten wir gegenüber dem Kanton ein neues Gewicht.

Ein Vorvertrag wurde unterschrieben – ein Vertrag nur für Abklärungen?

JW: Der Vorvertrag regelt im Wesentlichen die Zusammenarbeit und die Organisation während der Projektphase. Er enthält noch keine Aussagen bezüglich Resultaten. Er ist eine Wegbeschreibung, in der Verantwortlichkeiten und Rollen – auch die des Kantons – definiert werden. Die Entscheide werden anderswo gefällt, nämlich an einer Abstimmung durch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger.

AR. Der Vorvertrag ist wichtig, weil er die Absichtserklärung dokumentiert. In einem Gespräch wollten wir genau erfahren, wo jeder Gemeinderat in der Gesamtheit steht. Wir haben nicht vor, Leerläufe zu produzieren. Der Vorvertrag zeigt den Weg auf. Die einzelnen gesetzten Meilensteine zwingen uns zur Standortbestimmung und zum Entscheid.

Zur Organisation des Projektes gehört der so genannte Beirat. Er soll die Mitsprache der Bevölkerung ermöglichen. Wie ist diese Mitsprache möglich?

JW: Der Beirat ist ein wichtiges Gremium, das so genannte „Gewissen des Volkes“. Erwünscht ist eine breite Abstützung, wir möchten unterschiedliche Meinungen erfahren. Deshalb sind wir sämtliche organisierten Strukturen – Vereine, Parteien, Verbände usw. – angegangen. Es können sich aber auch alle Interessierten melden und mitmachen.

Wie funktioniert der Beirat?

HF: Im Beirat wird zwar nicht entschieden, aber die Mitglieder begleiten das Projekt kritisch. Sie geben Feedbacks und Korrekturen. Im Moment sind wir im Begriff, die Leute anzusprechen und zum Mitmachen zu motivieren. Doch es gab auch spontane Meldungen.

AR: Zuerst werden wir die Mitglieder des Beirates mit Informationen aufdotieren: schriftlich, dann auch über Sitzungen. Vorstellbar wäre die Form einer Landsgemeinde, wo mitdiskutiert wird und Meinungen ausgetauscht werden. Ich schätze, dass zwischen 60-70 Personen im Beirat mitmachen, dazu braucht es auch eine Form, bei der in Gruppen gearbeitet wird. Nur so kann die „Stimme des Volkes“ gehört werden.

Der Fahrplan ist ehrgeizig.

AR: Wenn es uns nicht gelingt, innerhalb eines Jahres den Mitbürgerinnen und Mitbürgern zu erklären, was wir mit der Fusion wollen, dann haben wir etwas falsch gemacht. Es kann nicht sein, dass wir uns allzu lange mit einem Thema beschäftigen, bei dem sich die Inhalte immer wieder verändern – vor allem auf der finanziellen Seite. Im weiteren sind die Tagesgeschäfte in den Gemeinden zu lösen!

HF: Im Projekt klären wir ab, ob eine Fusion sinnvoll ist und wo die Risiken liegen. Dabei muss irgendwo die Grenze gezogen werden, denn sonst befinden wir uns sehr rasch schon in der Umsetzungsphase. Die Organisation für die vereinigte Gemeinde muss aber in der Verantwortung des neuen Gemeinderates liegen. 

Bis wann sind erste Resultate zu erwarten?

JW: Wir haben dem Regierungsrat einen Brief geschrieben und erwarten erste Aussagen, wie er unser Projekt beurteilen wird. Das ist ein erster Schritt. Wenn wir grünes Licht haben, was zu erwarten ist, können wir weiter fahren.

HF: Aus den Arbeitsgruppen erwarten wir die Resultate bis Ende Februar. Diese werden wir zuerst auswerten und anschliessend die Bevölkerung orientieren.

Interview: Bernadette Kurmann

Legende

Die Gemeindepräsidenten Alois Renggli, Josef Wanner und Hans Fellmann (v.l.n.r.) sind der Meinung, dass die Zeit gekommen ist, die Fusion zwischen Dagmersellen, Buchs und Uffikon ernsthaft und in allen Details zu prüfen.
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